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Einwohnerrat reagiert auf Badi-Petition 
An der Thaynger Einwohnerratsitzung haben die Räte eine offizielle Antwort auf die Bittschrift «Badi Büte endlich vors Volk!» formuliert. 
Darin schreiben sie, dass der Rat die Ausarbeitung einer kostspieligeren Badi seitens der Badikommission begrüssen würde.

Tobias Bolli

THAYNGEN. Badi, Seniorenzentrum, Kess-
lerloch. Diese drei Themen beschäftigen 
Thayngen wohl am meisten und am längs-
ten. Alle wurden sie an der Einwohnerrats-
sitzung am Donnerstag mit Emphase dis-
kutiert, bisweilen sogar mit einer gewissen 
Heftigkeit. Sozusagen als Aufwärmrunde 
stand eine abschliessende Lesung des An-
stellungs- und Gehaltsreglements an, wel-
ches die Ratsmitglieder in einer vergange-
nen Sitzung Paragraf für Paragraf durchge-
arbeitet hatte (die SN berichteten). In 
einem letzten Schritt ging es darum, die 
Antworten des Gemeinderats auf gemachte 
Einwendungen zu beurteilen sowie Ände-
rungsvorschläge zu diskutieren. Das Reg-
lement betrifft die über 200 Angestellten 
der Gemeinde, worunter sich auch die 
Beschäftigten des Seniorenzentrums Im 
Reiat befinden.

Diese werden laut neuem Reglement bei 
Wochenend-, Spät- und Nachteinsätzen 
Zulagen in der Höhe von 7 Franken pro 
Stunde erhalten. Zum Vergleich: Im Spital 
Thurgau betragen die Zulagen für solche 
Einsätze stündlich rund 6,3 Franken. Fer-
ner wird der Pikettdienst mit einem zusätz-
lichen Franken pro Stunde und einem Zeit-
ausgleich attraktiver gemacht. Die Än
derung wird die Gemeinde pro Jahr  gut 
55 000 Franken kosten. Joe Bürgi (FDP) er-
innerte daran, dass sich die Zulagen auf  
die schwierige finanzielle Lage des Senio-
renheims auswirken werden. «Ich will 
bloss nicht, dass später deswegen rekla-
miert wird», sagte er. Abgelehnt wurde 
ein Antrag von Marco Passafaro (SP), der 
sich für die Beibehaltung eines Artikels 
aus dem alten Reglement aussprach. Die-
ser hatte besagt, dass über 50-jährige 
Arbeitnehmende, welchen nach mindes-
tens 20 Dienstjahren ohne ihr Verschulden 
gekündigt wird, sechs Monate lang weiter-
hin Lohn beziehen können. Nach einer 
kurzen Diskussion wurde die Totalrevision 
ohne Gegenstimme angenommen. 

Furcht vor den Lastwagen
Das nächste Traktandum drehte sich 

um ein zuverlässig kontroverses Thema: 
die Verkehrsführung von und zum Kess-
lerloch. Der Gemeinderat beantragte, dass 
eine Motion von Passafaro ad acta gelegt 
werden kann. Passafaro hatte gefordert, 
alternative Verkehrsführungen zu prüfen, 
welche an einer vergangenen Sitzung von 
einem externen Experten bereits erörtert 
worden waren. Der Einwohnerrat sprach 

sich nach einer emotionalen Diskussion 
mit knapper Mehrheit gegen die Abschrei-
bung der Motion aus. «Es liegt nicht in 
meiner Absicht, diese Firma zu verhin-
dern», sagte Motionär Passafaro, «aber die 
Gemeinde muss handeln können, wenn 
auf einmal mehr Lastwagen durch Thayn-
gen fahren.» Ein Teil des Dorfes fürchte 
sich vor einem solchen Szenario, weshalb 
dem Einwohnerrat eine Aufsichtspflicht 
zukomme. 

 Eine Frage der Verbindlichkeit
Hannes Wipf (GLP) sprach Passafaro 

seine «symbolische Unterstützung» zu. Die 
SwissImmoRec AG, welche beim Kessler-
loch eine Recyclinganlage betreibt, könne 
in Zukunft bis zu achtmal mehr Material 
umsetzen als jetzt, was mit deutlich mehr 
Lastwagenfahrten einhergehen würde. 
«Der Gemeinderat sollte Nägel mit Köpfen 
machen und die maximale Anzahl Lastwa-
gen verbindlich festlegen», sagte Wipf. Die 
im Umweltverträglichkeitsbericht gemach-
ten Aussagen – dort ist von maximal 42 
Lastwagen pro Tag die Rede – besässen da-
gegen keine Verbindlichkeit. Urs Schöttli 
(SVP) sah die Motion klar als beantwortet 
an. «Alle oberirdischen Optionen sind auf 
den Plänen abgebildet. Was müsste denn 
noch passieren, dass die Motion abge-
schrieben werden kann?», fragte er rheto-
risch. «Ich kann nachvollziehen, dass der 
Verkehr reguliert werden soll, aber dieses 
Anliegen ist einfach nicht Teil der Motion.» 

Kesslerloch bleibt auf dem Radar
Hochbaureferent Christoph Meister konnte 

die Bedenken der Gegenseite ebenfalls nicht 
nachvollziehen. Es stimme nicht, dass  
der Gemeinderat gegenüber der Swiss
ImmoRec AG hilflos sei. «Wir haben Mittel, 
um einzugreifen, zum Beispiel sind viele 
30-er Zonen erst nachträglich erstellt wor-
den.» Bei Massnahmen gelte es aber, defi-
nierte Grenzwerte zu beachten, die von der 
subjektiven Belastungswahrnehmung bis-
weilen abweichen könnten. «Alle Studien 
sagen, dass der Verkehr laut Norm noch 
siedlungsverträglich ist», sagte Meister. Es 
dürften das nicht die letzten Diskussionen 
über das Kesslerloch gewesen sein. Mit der 
Aufrechterhaltung der Motion wird sie auf 
der Pendenzenliste des Gemeinderates blei-
ben, auch wenn unklar ist, was dieser nun 
konkret mit der Motion machen soll. 

Nach einer Pause kam der Einwohnerrat 
auf die im April überreichte Petition «Badi 
Büte endlich vors Volk!» zu sprechen, die 
von rund einem Fünftel der erwachsenen 

Stimmbürger in Thayngen unterzeichnet 
wurde. Der Einwohnerrat beriet darüber, 
wie seine Antwort auf die Bittschrift aus-
fallen soll. Die SVP äusserte sich kritisch 
zum vorgeschlagenen Antwortschreiben. 
«Eigentlich müsste die Begründung des 
Mehrheitsentscheides Teil der Antwort 
sein», forderte Urs Schöttli. Diese aber fehle 
komplett. Weiter äusserte er grundsätzli-
che Bedenken. «Wollen wir neu Mehrheits-
entscheide auf diese Art und Weise aushe-
beln – auch in anderen Sachgeschäften? 
Wenn wir so politisieren, fragen sich einige 
wohl zu recht, ob der Einwohnerrat nicht 
doch besser abgeschafft werden sollte.» 

SP will zusätzliche Mittel 
Der Antrag der SVP auf die Streichung 

zweier Passagen wurde abgelehnt. In die-
sen steht, dass der Einwohnerrat die Prü-
fung einer kostspieligen Variante «obere 
Mittelklasse» seitens der Badikommission 
begrüssen würde. Diese Variante würde 
das vom Einwohnerrat beschlossene Aus-
gabendach in der Höhe von effektiv 8,6 
Millionen Franken aber sprengen. Zuletzt 
wurde eine dringliche Motion der SP be-
handelt, in welcher die Linkspartei eine 
Kehrtwende vollzog. Hatte sie zuvor zu-

sammen mit der SVP noch auf einem Kos-
tenrahmen von 8,6 Millionen Franken be-
harrt, forderte sie neu, dass stattdessen 
9,13 Millionen Franken für die Badi ausge-
geben werden kann. Darin einbegriffen ist, 
wie üblich bei einem Vorprojekt, eine Kos-
tenunschärfe von plus oder minus 15 Pro-
zent. Zuvor hatte die Partei eine zusätzli-
che Expertise eingeholt und die Baukosten 
von einer zweiten Partei schätzen lassen. 
Darauf basierend habe man die Erkennt-
nis erlangt, dass «man mit etwa 10,5 Mil-
lionen Franken klarkommen sollte», sagte 
Passafaro. 

Vonseiten der SVP wurde eingewandt, 
dass dieser Betrag zu hoch sei, hingegen 
meinte Joachim Ruh (GLP), dass er zu tief 
angesetzt und mit dieser Summe kein ge-
scheites Projekt umzusetzen sei. Schliess-
lich entschied der Einwohnerrat mit sechs 
gegen acht Stimmen, die Motion nicht  
an den Gemeinderat zu überweisen. Das 
grundsätzliche Problem bleibt damit be-
stehen: Einerseits scheint sich eine Mehr-
heit eine Badi mit 50-Meter-Becken zu 
wünschen. Andererseits scheint eine solche 
Badi mit den vom Einwohnerrat beschlos-
senen Mitteln nicht – oder nur mit grossen 
Kompromissen – umsetzbar zu sein. 
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«Die Gemeinde 
muss handeln 
können, wenn 
auf einmal 
mehr Last­
wagen durch 
Thayngen  
fahren.»
Marco Passafaro 
Einwohnerrat SP 

Badi Büsingen wird nachgebessert
Keine Bojen im Schwimmbereich, doch für den Kauf eines Gasgrills für die Küche und für die Beschaffung 
zusätzlicher Tische und Stühle für die Terrasse der Badi wird der Gemeinderat bezahlen.

Wolfgang Schreiber

BÜSINGEN. Bojen im Rhein sollen die 
Sicherheit der Schwimmerinnen und 
Schwimmer erhöhen. Die Abgrenzung 
eines Schwimmbereichs vom Bootsver-
kehr ist ein alter Wunsch der Büsinger. 
Er ist vom zuständigen Amt des Land-
kreises Konstanz erneut abgelehnt wor-
den. Dies teilte Bürgermeisterin Vera 
Schraner an der Gemeinderatssitzung 
vom Donnerstagabend mit. Die Badi 
war neben anderen Themen Teil der 
Beratungen. Das Lido-Strandbad Büsin-
gen ist seit 7. Mai 2022 geöffnet und 
erfreut sich bei der Bevölkerung und 
den Stammgästen grosser Beliebtheit. 
Die Gemeindeverwaltung hat viele po
sitive Rückmeldungen zum Bau, zur 
Gestaltung, zu den neuen Pächterinnen 
und ihrem Angebot erhalten. 

Nach sechs Wochen Betrieb hat die 
Gemeindeverwaltung seitens der Päch-
terinnen Rückmeldungen zum Inventar 
der Küche und zum Mobiliar erhalten. 
Es stellte sich heraus, dass ein zusätzli-
cher Gasgrill die Würste schneller bra-
ten würde. Durch das Sommerwetter 
war die Terrasse zur Mittagszeit und am 

Abend jeweils voll besetzt. Gäste muss-
ten sogar mehrfach abgewiesen werden. 
Die Pächterinnen haben sich nun selbst 
beholfen und zusätzliche private Tische 
aufgestellt. 

Die Situation ist zweckmässig gelöst, 
jedoch optisch nicht attraktiv. Auf-
grund der grossen Nachfrage äusserten 
die Pächterinnen den Wunsch nach 
zusätzlichen Tischen und Stühlen. Der 
Gemeinderat genehmigte nach kurzer 
Diskussion am Donnerstag den Kauf 
eines Gasgrills sowie zusätzlicher 
Tische und Stühle. Die Ausgaben blei-
ben im Rahmen des für die Badi geneh-
migten Budgets. 

Bauarbeiten im «Waldheim»
«Es läuft etwas im ‹Waldheim›», sagte 

Bürgermeisterin Schraner, als sie dem 
Gemeinderat die Vorlagen für die Verga-
ben der Bauarbeiten zur Renovierung 
des Restaurants Waldheim vorlegte  
und der Gemeinderat allen Vergaben 
zustimmte. Nun können im «Wald-
heim» die Böden, die Elektroinstalla
tionen, die Heizung und Lüftung, der 
Sanitärbereich und die Rohbauarbeiten 
begonnen und ausgeführt werden.

«Die Leistung ist nicht erbracht, der 
Zeitpunkt für eine Gebührenerhöhung 
ist nicht gerechtfertigt», so äusserte 
sich Gemeinderätin Sandra Wacker 
zum Thema «Vorberatung Gebühren-
anpassung Kindergarten». Sie war mit 
ihrem Befund im Gemeinderat nicht 
alleine. Die Gemeinde konnte in letzter 
Zeit die von einigen Eltern gewünschte 
Betreuung ihrer Kinder nicht vollstän-
dig erbringen. Einer der Gründe ist das 
derzeit fehlende Fachpersonal. Doch in 
diesem Punkt konnte Hauptamtsleiter 
Lukas Fendrich dem Gemeinderat mit-
teilen, dass sich auf die Stellenaus-
schreibungen qualifizierte Personen 
gemeldet haben, die demnächst einge-
stellt werden. 

Diskussion vertagt
Der Gemeinderat stellte die moderate 

Gebührenerhöhung zurück. Im Septem-
ber, wenn das Betreuungsangebot kom-
plett ist, will er über das Thema neu 
befinden. Gewünscht wird vom Ge-
meinderat, dass sowohl für den Wald-
kindergarten als auch für den Kinder-
garten im Dorf die gleichen Gebühren 
gelten.

Oberhallau will grössere  
Heizzentrale mit Neubau
OBERHALLAU. Der Höhepunkt der 
Gemeindeversammlung sei gleich an 
den Anfang gestellt: die Ehrung von 
Barbara Ochsner. Sie ist seit 30 Jahren 
Gemeindeschreiberin von Oberhallau. 
Gemeindepräsident Roland Ochsner 
fand viele lobende Worte für sie und 
überreichte der Jubilarin unter kräfti-
gem Applaus aller Anwesenden einen 
prächtigen Blumenstrauss.

Unter den Bericht 2021 der Rech-
nungsprüfungskommission mit Akti-
ven und Passiven von rund 5 873 000 
Franken und einem Ertragsüber-
schuss von gut 18 000 Franken setzten 
die Revisoren Hanspeter Kissling und 
Christian Hefti schon im Mai ihre 
Unterschrift. Finanzreferent Ernst  
Peter Gloor erläuterte die wesentlichen 
Punkte der Rechnung und damit die 
erfreuliche Tatsache, dass anstelle  
der budgetierten Mindereinnahmen ein 
Ertragsüber- schuss verbucht werden 
konnte, bei einem Gesamtaufwand 
von rund 2 298 000 Franken.

Folgekosten für die Umsetzung der 
neuen Rechnungslegung HRM2 erhöh-
ten die Ausgaben in der Verwaltung. 
Obschon markant höhere Ausgaben für 

die Sonderschule auffallen und im Kin-
dergarten eine baufällige Holzhütte 
ersetzt werden musste, gelang in der 
Kontogruppe Bildung eine budgetierte 
Punktlandung.

Der Posten Gesundheit dagegen liegt 
50 Prozent über dem Budget. Casa Viva 
Chläggi, mit weniger Bewohnern als er-
wartet infolge des temporären Umzugs 
nach Schaffhausen, und die steigende 
Pflegefinanzierung sind die Haupttrei-
ber dieser Mehrausgaben. Die 44 stimm-
berechtigten Anwesenden stimmten 
folgenden Anträgen diskussionslos zu: 
der Anschaffung des bereits erfolg-
reich getesteten Kommunalfahrzeuges 
für knapp 43 000 Franken, der Sanie-
rung der Strassen Hasenacker, vorderer 
Churzweg und Chloster. Auch sprachen 
sie sich für das Projekt Hegiackerstrasse 
für zusammengenommen rund 115 000 
Franken aus. 

Auch der Vorschlag der Baukommis-
sion für einen Ersatzbau mit Gemeinde-
räumlichkeiten für 500 000 Franken 
wurde diskussionslos gutgeheissen. Das 
alte Gebäude wird nun abgerissen und 
die Heizzentrale ins Gemeindegebäude 
integriert. (tkü)

Persönliche Kopie vom 02.11.2022 / Andreas Kantonsspital Schaffhausen


